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Meinen Eltern





Vorwort

Die Arbeit ist während meiner Zeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter am Insti-
tut für Handels- und Wirtschaftsrecht der Universität Osnabrück entstanden. 
Sie wurde im Dezember 2018 fertig gestellt und im Wintersemester 2020/2021 
vom Fachbereich Rechtswissenschaften der Universität Osnabrück als Disserta-
tion mit dem Titel „Produktbezogene Finanzmarktaufsicht – Anlegerschutz 
durch Produktintervention“ angenommen. Die Disputation fand am 15. Dezem-
ber 2020 statt.

Die Arbeit ist inhaltlich auf dem Stand von Mitte Dezember 2018. Danach 
eingetretene Entwicklungen hinsichtlich Gesetzgebung, Verwaltungspraxis, 
Literatur und Rechtsprechung wurden mit Ausnahme der zwischenzeitlich in 
Kraft getretenen VO (EU) 2017/1129 nicht mehr berücksichtigt. Die Auflagen 
der zitierten Werke habe ich auf den Stand von Ende Dezember 2020 ge- 
bracht.

Ich danke meinem Doktorvater Herrn Professor Dr. Andreas Fuchs, LL.M. 
(Michigan) herzlich für die konstruktive und vertrauensvolle Zusammenarbeit 
während meiner Zeit als Mitarbeiter an seinem Lehrstuhl, für die Freiheit, die 
er mir im Rahmen meines Promotionsvorhabens gewährt hat, und für die wert-
vollen Hinweise und Anregungen im Zuge der Fertigstellung der Arbeit.

Herrn Professor Dr. Hans-Jürgen Ahrens danke ich für die überaus zügige 
Erstellung des Zweitgutachtens und die hilfreichen Anregungen zur Neubetite-
lung der Arbeit.

Besonderer Dank gebührt meinen ehemaligen Kollegen und Weggefährten 
am Institut für Handels- und Wirtschaftsrecht der Universität Osnabrück, von 
denen ich hier stellvertretend Andreas Krummen und Eugen Reismann erwäh-
nen möchte. Die Zeit dort wird mir immer als eine der schönsten in Erinnerung 
bleiben.

Petra Heidemeyer und Heike Kordts danke ich für die angenehmen Gesprä-
che, ihr stets offenes Ohr und nicht zuletzt für die Hilfe bei der Formatierung 
der Arbeit.

Den Reihenherausgebern Herrn Professor Dr. Jörn Axel Kämmerer, Herrn 
Professor Dr. Dr. h.c. mult. Karsten Schmidt und Herrn Professor Dr. Rüdiger 
Veil möchte ich an dieser Stelle ebenfalls meinen Dank für die Aufnahme  
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der Arbeit in die „Schriften zum Unternehmens- und Kapitalmarktrecht“ aus
sprechen. 

Ich widme die Arbeit meinem viel zu früh verstorbenen Vater Dr. med. Ber-
nard Josef Gerding und meiner Mutter Gabriele Johanna Welsing-Gerding. 
Ohne den bedingungslosen Rückhalt und die Unterstützung meiner Eltern in 
allen Lebenslagen wäre ich nicht da, wo ich jetzt bin. Meinem Bruder Stefan 
Gerding danke ich nicht nur für das tapfere Korrekturlesen der Arbeit, sondern 
auch dafür, dass er immer an meiner Seite ist.

Martin Gerding, im Mai 2021	
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MDR	 Monatsschrift für Deutsches Recht
MiFID	 Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 21. April 2004 über Märkte für Finanzinstrumente, zur Ände-
rung der Richtlinien 85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und der 
Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
und zur Aufhebung der Richtlinie 93/22/EWG des Rates

MiFID II	 Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur Än-
derung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU

MiFIR	 Verordnung (EU) Nr.  600/2014 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente und 
zur Änderung der Verordnung (EU) Nr.  648/2012

Minn. Law Rev.	 Minnesota Law Review
mwN	 mit weiteren Nachweisen
NJW	 Neue Juristische Wochenschrift
Nr.	 Nummer
NVwZ	 Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NZG	 Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
Ohio State Law J.	 Ohio State Law Journal
OLG	 Oberlandesgericht
Organ. Behav. Hum. 	 Organizational Behavior and Human Decision Processes
  Decis. Process
OTC	 Over the Counter
PRIIP	 Packaged Retail and Insurance-based Investment Products
ProdSG	 Gesetz über die Bereitstellung von Produkten am Markt
PROKON	 PROKON Regenerative Energien GmbH
Q. J. Econ.	 The Quarterly Journal of Economics
RCT	 Rational Choice Theory
RdF	 Recht der Finanzinstrumente
RefE	 Referentenentwurf
RegE	 Regierungsentwurf
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Rev. Financ. Stud.	 The Review of Financial Studies
RGBl.	 Reichsgesetzblatt
RL	 Richtlinie
RL 2004/39/EG	 siehe MiFID
RL 2014/65/EU	 siehe MiFID II
Rn.	 Randnummer
RW	 Zeitschrift für rechtswissenschaftliche Forschung
S.	 Seite/n
SEC	 United States Securities and Exchange Commission
SMSG	 Securities and Markets Stakeholder Group
Spezial-AIF	 Alternativer Investmentfonds, dessen Anteile aufgrund von schrift-

lichen Vereinbarungen mit der Verwaltungsgesellschaft oder auf-
grund der konstituierenden Dokumente des AIF nur erworben wer-
den dürfen von professionellen Anlegern im Sinne des §  1 Abs.  19 
Nr.  32 KAGB und semiprofessionellen Anlegern im Sinne des §  1 
Abs.  19 Nr.  33 KAGB

Stanford Law Rev.	 Stanford Law Review
StVG	 Straßenverkehrsgesetz
TKG	 Telekommunikationsgesetz
u. a.	 unter anderem/und andere
UAbs.	 Unterabsatz
Univ. Chic. Law Rev. 	 The University of Chicago Law Review
Univ. PA. Law Rev.	 University of Pennsylvania Law Review
Urt.	 Urteil
v.	 von/vom
VAG	 Versicherungsaufsichtsgesetz
VermAnlG	 Vermögensanlagengesetz
vgl.	 vergleiche
VO	 Verordnung
VO (EU) Nr.  596/2014	 siehe MAR
VO (EU) Nr.  600/2014	 siehe MiFIR
VuR	 Verbraucher und Recht
VVDStRL	 Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechts

lehrer
VwGO	 Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG	 Verwaltungsverfahrensgesetz
WKN	 Wertpapierkennnummer
WM	 Wertpapiermitteilungen
WpHG	 Wertpapierhandelsgesetz
WpPG	 Wertpapierprospektgesetz
ZBB	 Zeitschrift für Bankrecht und Bankwirtschaft
ZEuP	 Zeitschrift für Europäisches Privatrecht
ZGR	 Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht
ZHR	 Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht
ZRP	 Zeitschrift für Rechtspolitik
ZVertriebsR	 Zeitschrift für Vertriebsrecht
ZVglRWiss	 Zeitschrift für Vergleichende Rechtswissenschaft
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